Entwicklung eines europäischen Berufsrecht für Psychologen
In den Jahren 1945—1977 erkämpften die amerika​nischen Psychologen von Bundesland zu Bundesland Gesetze. Heute stehen sie vor dem Problem, daß in einer zweiten — wahrscheinlich ebenso langen Phase — nunmehr die Vielfalt der einzelnen landesgesetzlichen Regelungen daraufhin untersucht werden muß, was bundesstaatlich einheitlich als öffentlich rechtlich an​erkannte berufstätiger Psychologe gelten kann und zu welchen Tätigkeiten dieser Psychologe berechtigt ist. In einigen amerikanischen Staaten ist der Psychologe Berufsträger gleichberechtigter Kollege des Arztes, in anderen ist nur seine Berufsbezeichnung geschützt. Die Erfahrungen der amerikanischen Kollegen lassen sich dahingehend zusammenfassen, daß bei einem fö​deral gegliederten System die übergreifende Hoheit für die Berufszulassung des Psychologen die empfehlens​wertere Rechtsebene ist und daß möglichst der Aspekt der heilkundlichen Tätigkeit von Anfang an mit be​dacht und mit geregelt sein sollte. In den USA versucht gegenwärtig eine große Kommission das Problem vor​anzutreiben, die ersten Dokumente verweisen auf die schwere Lösbarkeit. (Vergleiche Wellmer, Edit.) Educa-tion and CredentiaHng in Psychology, AMERICAN PSYCHOLOGISTS ASSOZIATION, Mai 1978).
In Europa schützte die DDR seit 1967 die Berufsbe​zeichnung des Psychologen, Holland folgte 1971 mit einer weiteren Berufsbezeichnungsgesetzgebung, Portu​gal erließ 1972, Norwegen 1973, Schweden 1978 und Griechenland 1979 ein Psychologengesetz. Im Gesamt​bereich Europas sind die berufstätigen Psychologen al​so bereits unterwegs auf dem Weg zu Rechtsgrundlagen für ihr berufliches Handeln, in der DDR und vor dem Hintergrund der geschützten Berufsbezeichnung gegen​wärtig die Frage der Zulassung zur heilkundlichen Tä​tigkeit geregelt.
Unterschiedliche Ansätze berufspolitischer Strate​gien habe ich an anderer Stelle diskutiert (Vergl.: Ziele und Wege berufspolitischer Arbeit für Psychologen, Report Psychologie 1/79, S. 12-23).
Bei Auseinandersetzungen um ein europäisches Berufsrecht für Psychologen ist ein Problem die Wahl des Bezugssystems. Sowohl die unterschiedlichen Tä​tigkeitsfelder des Psychologen als auch die unterschied​lichen Ebenen landes- bzw. bundesgesetzlicher Berufs​rechtsregelung sind zu diskutieren. Gegenwärtig stehen

sich die Mehrheitsfraktionen der beruflichen Anwender psychologischer Wissenschaft und eine Minderheitsfrak​tion gegenüber. Die Mehrheitsfraktion verlangt einen einheitlichen Psychologenberuf, der durch Bundesge​setz zugelassen wird und in der Berufsausübungskon-trolle in unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern auf Län​derebene geregelt wird. Die Minderheitsfraktion geht von der Existenz vieler Psychologenberufe aus, denen der Titelschutz durch Landesgesetze einen Rechtsrah​men bilden soll, während der heilkundlich die Wissen​schaft Psychologie anwendende Berufsträger, durch Bundesgesetz in der Konstitution eines neuen Berufes „Psychotherapeut" zugelassen werden solle.
Wird von unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern und dem Tätigkeitsfeld bezogenen Teilberufen ausgegangen und darüber hinaus gar noch eine bundesgesetzliche Be​rufsrechtsregelung angestrebt, so besteht die Gefahr, daß der Diplom-Psychologe auf seinen entsprechend dem Artikel 52 der Römischen Verträge als freier Beruf garantierten Recht auf freie Niederlassung in der EWG vorab verzichtet. Darüberhinaus bedeutet landesgesetz​liche Berufszulassung den Verzicht auf die selbständige eigenverantwortliche Anwendung biologischen Wissens in der Heilkunde.
Das Bezugssystem, innerhalb dessen das Präsidium des BDP ein Berufsrecht für Diplom-Psychologen an​strebt, ist der gesamteuropäische Rahmen. Um diese Perspektive nicht zu verlieren, hat das amtierende Prä​sidium seit Amtsantritt die Koordinierung der euro​päischen Verbände als eine wesentliche Aufgabe be​trachtet.
1978 gaben wir den Impuls für die erste Konferenz der Präsidenten europäischer Berufsverbände, die in Amsterdam bereits eine Vielzahl von Berufsverbänden zusammenführte. Die Notwendigkeit, künftig intensiver und zielstrebiger zu kommunizieren, war erste gemein​same Einsicht. Auf der zweiten Konferenz in Düssel​dorf 1979 war die Willensbildung bereits soweit fortge​schritten, daß die Gründung einer europäischen Födera​tion psychologischer Berufsverbände konkrete Ziel​perspektive war. Die dritte Konferenz fand in Zürich vom 20.-21. September 1980 statt. Der auf der zwei​ten Konferenz gewählte Vorbereitungsausschuß (Stuy-ling de Lang, Holland, Michael Hockel, BRD, van den Eynde, Belgien) hatte einen Satzungsentwurf vorgelegt,
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der in intensiver zehnstündiger Beratung überarbeitet und schließlich angenommen wurde.
Vertreter der Bundesrepublik, Belgiens, Norwegens, Hollands, Englands, Dänemarks und der Schweiz be​schlossen gemeinsam die Gründung der Europäischen Föderation psychologischer Berufsverbände. Die Grün​dungsversammlung wird am 12. und 13. September 1981 am Rande des 11. BDP-Kongresses für ange​wandte Psychologie stattfinden. Am 3. 10. 1980 er​klärte der Berufsverband österreichischer Psychologen seine Absicht, als Gründungsmitglied beizutreten. Schriftlich hatten sich Rußland, DDR, Polen, Finnland, Island und Luxemburg gemeldet.
Die Europäische Förderation Psychologischer Be​rufsverbände ist nicht eng auf die Interessensvertretung der Mitgliedstaaten der EWG angelegt. Daß dennoch die besonderen Interessen der gegenwärtig von den Ent​wicklungen in der EWG bedrohten Kollegen besonders im Vordergrund stehen werden, wurde in der Wahl des provisorischen Exekutivkommittees deutlich, bei der drei Vertreter von EWG-Staaten gewählt wurden: als

Gründungspräsident Michael Hockel, BRD; als Beisitzer Prof. Coetsier, Belgien und Prof. Wedeil, Großbritan​nien.
Die Grundlage für die künftige Arbeit war die Eini​gung über den Begriff des berufstätigen Psychologen. In den Statuten legte man sich auf folgende Formu​lierung:
Psychologen sind solche Personen, die durch gesetz​liche Vorschrift berechtigt sind, sich als Psychologen zu bezeichnen und beruflich als solche zu arbeiten. In Ländern, in welchen keine gesetzlichen Regelun​gen für Psychologen existieren, ist ein Psychologe eine Person, die einen Universitätsabschluß im Fach Psychologie nachweist, welcher von seiner nationa​len Berufsvertretung anerkannt ist und die Bedin​gungen für selbständige und eigenverantwortliche Berufsausübung, die seine nationale Berufsvertre​tung stellt,Terfüllt hat.
Michael Hockel 17. 11.1980
•••• Reha-Verlag, 5300 Bonn 2, Postf. 200 561    •••••••••••••
Textverzeichnisse der Rehabilitationseinrichtungen
von Leo Sparty
Die Durchführung von Rehabilitationsmaßnahmen scheitert oft, oder erleidet zumindest unerträglich lange Verzögerungen, weil den zuständigen Kom​munikationsstellen (Eltern- und Fachverbänden, Gesundheitsämtern, Landesärzten, Krankenkassen usw.) nicht sämtliche Rehabilitationseinrichtungen bekannt sind. Hier sollen jetzt zwei Textverzeich​nisse der Rehabilitationseinrichtungen helfen, in denen man in übersichtlicher Form die Anschriften aller Einrichtungen finden kann.
Außerdem geben beide Textverzeichnisse u.a. erschöpfend Auskunft über die Aufnahme- und Therapiemögüchkeiten in Rehabilitationseinrich​tungen.
Verzeichnis  der  Sonderkindergärten, Sonderschulen, Werkstätten für Behinderte,    Ausbildungsreinrichtun​gen in der BRD und Westberlin
296 Seiten DIN A 5
DM 29,-
Inhaltsverzeichnis: Sonderkindergärten und Tages​stätten für behinderte Kinder und Jugendliche -Sonderschulen für Blinde und Sehbehinderte -Hörgeschädigte - Geistigbehinderte - Körperbe​hinderte - Sprachgeschädigte - Lernbehinderte -Schulpsychologischer Dienst - Kliniken und Kran​kenanstalten mit Schulunterricht für länger dort weilende Kinder - Berufsbildungswerke - Berufs-förderungswerke - Spezialeinrichtungen - Werk​stätten für Behinderte - Betriebe, bei denen die Gleichbehandlüng mit einer Werkstatt für Behin​derte zugelassen wurde - Sonstige Einrichtungen.




Verzeichnis der Rehabilitationsklini​ken und Krankenanstalten, Kurklini​ken, Sanatorien, Müttergenesungshei​me, Heilbäder, Kurorte und des Rettungswesens in der BRD und Westberlin
360 Seiten DIN A 5
DM 32,-
Inhaltsverzeichnis: Einleitung - Rehabilitations​kliniken und Krankenanstalten - Augen-Kliniken - Hals-Nasen-Ohren-Kliniken - Hautkliniken -Krankenanstalten für Brandverletzte - Zahn- und Kieferkliniken - Einrichtungen für Zelltherapie -Heilbäder und Sanatorien - Müttergenesungs​heime - Rettungswesen - Rettung aus der Luft -Ärzte, die an Bobathlehrgängen teilgenommen haben - Stichwortverzeichnis - Das Verzeichnis enthält u.a. folgende Angaben: Anschrift - Name des Chefarztes/Leiters/Leiterin - Aufnahme und Therapiemöglichkeiten.
Konzentrationstraining für Schüler und Jugendliche
von K.J. Kluge/Malte Hirschfeld
48 Seiten DIN A4
DM 4,80
Dieses Programm ist aus der täglichen Arbeit mit Schülern - gesunden sowie behinderten - ent​standen. In einer Kinder und Jugendlichen ent​sprechenden Form wird hier eine Möglichkeit aufgezeigt, wie Heranwachsende lernen können, sich konzentriert mit einer Sache zu beschäftigen.
Konzentration ist kein statischer Prozeß, sondern eine Möglichkeit, in der neben dem „Wollen" noch viele andere Bedingungen angesiedelt sind. Deshalb ist auch dieses Trainingsheft in sich differenziert aufgebaut. Es fördert neben so banal erscheinen​den Fähigkeiten wie „Genauigkeit" im Nachmalen gleichzeitig die visuelle Differenzierung und durch die Arbeit mit dem Programm die Fähigkeit sich konzentrierter und aufmerksamer mit der Umwelt zu befassen.
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Ethischer Rahmen psychologischer Berufstätigkeit
Der Psychologe ist der Entfaltung der Menschenrechte verpflichtet, in seiner beruflichen Tätigkeit dient er der Gesundheit im umfassenden Sinne der Definition von Gesundheit durch die WHO.
Definition von Gesundheit durch die Weltgesundheitsorganisation:
„Gesundheit ist ein Zustand größtmöglichen* physischen, geisti​gen und sozialen Wohlbefindens und nicht die bloße Abwesenheit vin Krankheit oder Gebrechlichkeit. Der Genuß des höchsten erreichba​ren Niveaus an Gesundheit ist eines der fundamentalen Rechte jedes Menschen ohne Unterschied seiner Rasse, Religion, politischen Über​zeugung, ökonomischen und sozia​len Stellung."
Who, 1946
*, der englische Terminus „optimal" be​deutet nicht eine unrealistisch-uropische Forderung nach „vollständigem" Wohl​befinden.
Die Verpflichtung auf die allge​meine Erklärung der Menschenrech​te entspringt den inneren Gesetzen psychologischer Forschung und Be​rufstätigkeit insofern, als die Erfor​schung und die Anwendung der Forschungsergebnisse zum mensch​lichen Erleben, Verhalten und Werkgestalten in besonderer Weise darauf verpflichtet
· Freiheit, Gleichheit und Brüder​
lichkeit (Art. 1) sowie das freie
Gewissen zu achten und zu för​
dern
· Diskriminierungen    zu   verhin​
dern, aufzudecken und abzubau​
en (Art. 2)
· Verhalten zu    fördern das das
Recht auf Leben, Freiheit und
Sicherheit (Art. 3) entfaltet
- Sklaverrei  und Leibeigenschaft zu verhindern (Art. 4)
—
grausame,  unmenschliche   oder

erniedrigende Behandlung, Stra​fe oder Folter zu ächten und ver​unmöglichen (Art. 5)
—
die  Freiheitssphäre des Einzel​
nen zu achten, schützen und ent​
falten (Art. 12)
- die Freiheit der Eheschließung und den Schutz der Familie zu achten, schützen und zu entfal​ten (Art. 16)
· die Gedankenfreiheit, die Gewis​
sens-   und   Religionsfreiheit zu
achten, schützen und zu entfal​
ten (Art. 18)
· die Meinungs- und Informations​
freiheit zu fördern (Art. 19)
· alle  anderen allgemeinen Men​
schenrechte zu kennen und sie
in seinem forschenden Handeln
zu respektieren, in seinem beruf​
lichen Handeln zu achten, schüt​
zen und zu ihrer Entfaltung bei​
zutragen.

Anlage: Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, S. 5—10 in: Menschenrechte, Ihr internationaler Schutz, Beck-Texte im dtv Nr. 5531, München 1979
2. Allgemeine Erklärung der Menschenrechte1 2
Resolution 217 (III) der General​versammlung der Vereinten Natio​nen Vom 10. Dezember 1948
(Übersetzung)

Präambel
Da die Anerkennung der allen Mit​gliedern der menschlichen Fami​lie innewohnenden Würde und ihrer gleichen und unveräußerli​chen Rechte die Grundlage der Freiheit, der Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt bildet,
da Verkennung und Mißachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei führten, die das Gewissen der Menschheit tief verletzt haben, und da die Schaffung einer Welt, in der den Menschen, frei von Furcht und Not, Rede- und Glaubensfrei​heit zuteil wird, als das höchste Be​streben der Menschheit verkündet worden ist,
da es wesentlich ist, die Men​schenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schützen, damit der Mensch nicht zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung als letztem Mittel gezwungen wird,
da es wesentlich ist, die Entwick​lung freundschaftlicher Beziehun​gen zwischen den Nationen zu för​dern,
da die Völker der Vereinten Na​tionen in der Satzung ihren Glau​ben an die grundlegenden Men​schenrechte, an die Würde und den Wert der menschlichen Person und an die Gleichberechtigung von Mann und Frau erneut bekräftigt und beschlossen haben, den sozia​len Fortschritt und bessere Lebens​bedingungen bei größerer Freiheit zu fördern,
da die Mitgliedstaaten sich ver​pflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen die all-
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gemeine  Achtung und Verwirkli​chung   der   Menschenrechte   und
da eine gemeinsame Auffassung über diese Rechte und Freiheiten von größter Wichtigkeit für die volle Erfüllung dieser Verpflichtung ist
verkündet die Generalversammlung
die vorliegende Allgemeine Erklä​rung der Menschenrechte als das von allen Völkern und Nationen zu erreichende gemeinsame Ideal, da​mit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich diese Erklä​rung stets gegenwärtig halten und sich bemühen, durch Unterricht und Erziehung die Achtung dieser Rechte und Freiheiten zu fördern und durch fortschreitende Maßnah​men im nationalen und internatio​nalen Bereiche ihre allgemeine und tatsächliche Anerkennung und Ver​wirklichung bei der Bevölkerung so​wohl der Mitgliedstaaten wie der ih​rer Oberhoheit unterstehenden Ge​biete zu gewährleisten.
Art. l [Freiheit, Gleichheit, Brü​derlichkeit] Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einan​der im Geiste der Brüderlichkeit be​gegnen.
Art. 2 [Verbot der Diskriminie​rung]
1. Jeder Mensch hat Anspruch auf
die in dieser Erklärung verkünde​
ten Rechte und Freiheiten, ohne
irgendeine Unterscheidung, wie
etwa  nach  Rasse,  Farbe, Ge​
schlecht, Sprache, Religion, poli​
tischer und sonstiger Überzeu​
gung,  nationaler  oder sozialer
Herkunft, nach Eigentum, Ge​
burt oder sonstigen Umständen.
2. Weiter  darf keine  Unterschei​
dung gemacht werden auf Grund
der politischen, rechtlichen oder
internationalen Stellung des Lan​
des oder Gebietes, dem eine Per​
son   angehört, ohne  Rücksicht
darauf, ob es unabhängig ist, un​
ter Reihandschaft steht, keine
Selbstregierung besitzt oder ir​
gendeiner anderen Beschränkung
seiner Souveränität unterworfen
ist.

Art. 3 [Recht auf Leben und Freiheit] Jeder Mensch hat das ^fe\5n\ -scfi \j£ron, "rrehröfi Tffiti Si​cherheit der Person.
Art. 4 [Verbot der Sklaverei und des Sklavenhandels] Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigen​schaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel sind in allen Formen verboten.
Art. 5 [Verbot der Folter] Nie​mand darf der Folter oder grausa​mer, unmenschlicher oder erniedri​gender Behandlung oder Strafe un​terworfen werden.
Art. 6 [Anerkennung als Rechts​person] Jeder Mensch hat überall Anspruch auf Anerkennung als Rechtsperson.
Art. 7 [Gleichheit vor dem Ge​setz] Alle Menschen sind vor dem Gesetze gleich und haben ohne Un​terschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle ha​ben Anspruch auf den gleichen Schutz gegen jede unterschiedliche Behandlung, welche die vorliegende Erklärung verletzen würde, und ge​gen jede Aufreizung zu einer der​artigen unterschiedlichen Behand​lung.
Art. 8 [Anspruch auf Rechts​schutz] Jeder Mensch hat Anspruch auf wirksamen Rechtsschutz vor den zuständigen innerstaatlichen Gerichten gegen alle Handlungen, die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzen.
Art. 9 [Schutz vor Verhaftung und Ausweisung] Niemand darf willkürlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden.
Art. 10 [Anspruch auf rechtli​ches Gehör] Jeder Mensch hat in voller Gleichberechtigung Anspruch auf ein der Billigkeit entsprechen​des und öffentliches Verfahren vor einem unabhängigen und unpartei​ischen Gericht, das über seine Rech​te und Verpflichtungen oder aber über irgendeine gegen ihn erhobene strafrechtliche Beschuldigung zu entscheiden hat.

Art. 11 [Quivis censetur inno-cens; nulla poena sine lege]
1. ^ecler Mensch, äer einer strafba​
ren Handlung beschuldigt wird,
ist so lange als unschuldig anzu​
sehen, bis seine Schuld in einem
öffentlichen Verfahren, in dem
alle für seine Verteidigung nöti​
gen Voraussetzungen gewährlei​
stet waren, gemäß dem Gesetz
nachgewiesen ist.
2. Niemand kann wegen einer Hand​
lung oder Unterlassung verurteilt
werden, die im Zeitpunkt, da sie
erfolgte, auf Grund des nationa​
len oder internationalen Rechts
nicht strafbar war. Desgleichen
kann keine schwerere Strafe ver​
hängt werden als die, welche im
Zeitpunkt   der   Begehung   d?r
strafbaren Handlung anwendbar
war.
Art. 12 [Freiheitssphäre des ein​zelnen] Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, sein Heim oder seinen Briefwechsel noch Angriffen auf seine Ehre und seinen Beruf ausge​setzt werden. Jeder Mensch hat An​spruch auf rechtlichen Schutz gegen derartige Eingriffe oder Anschläge.
Art. 13 [Freizügigkeit und Aus​wanderungsfreiheit ]
1. Jeder Mensch hat das Recht auf
Freizügigkeit und freie Wahl sei​
nes Wohnsitzes innerhalb eines
Staates.
2. Jeder Mensch hat das Recht, je​
des Land, einschließlich seines
eigenen, zu verlassen sowie in
sein Land zurückzukehren.
Art. 14 [Asylrecht]
1. Jeder Mensch hat das Recht, in
anderen Ländern vor Verfolgun​
gen Asyl zu suchen und zu ge​
nießen.
2. Dieses Recht kann jedoch im Fal​
le seiner Verfolgung wegen nicht​
politischer Verbrechen oder we​
gen Handlungen, die gegen die
Ziele und Grundsätze der Ver​
einten Nationen verstoßen, nicht
in Anspruch genommen werden.
Art. 15 [Recht auf Staatsange​hörigkeit]
l. Jeder Mensch hat Anspruch auf Staatsangehörigkeit.
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2. Niemand darf seine Staatsange​hörigkeit willkürlich entzogen noch ihm das Recht versagt wer​den, seine Staatsangehörigkeit zu wechseln.
Art. 16 [Freiheit der Eheschlies​sung, Schutz der Familie]
1. Heiratsfähige Männer und Frauen
haben ohne Beschränkung durch
Rasse.   Staatsbürgerschaft   oder
Religion das Recht, eine Ehe zu
schließen und eine Familie zu
gründen. Sie haben bei der Ehe​
schließung,   während   der   Ehe
und bei deren Auflösung gleiche
Rechte.
2. Die Ehe darf nur auf Grund der
freien und vollen Willenseinigung
der zukünftigen  Ehegatten  ge​
schlossen werden.
3. Die Familie ist die natürliche und
grundlegende Einheit der Gesell​
schaft   und  hat Anspruch  auf
Schutz durch Gesellschaft und
Staat.
Art. 17 [Gewährleistung des Eigentums]
1. Jeder Mensch hat allein oder in
der Gemeinschaft mit anderen
Recht auf Eigentum.
2. Niemand darf willkürlich seines
Eigentums beraubt werden.
Art. 18 [Gewissens- und Reli​gionsfreiheit] Jeder Mensch hat An​spruch auf Gedanken-, Gewissens​und Religionsfreiheit; dieses Recht umfaßt die Freiheit, seine Religion oder seine Überzeugung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, in der Öffentlichkeit oder privat, durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Vollziehung von Riten zu bekun​den.
Art. 19 [Meinungs- und Infor​mationsfreiheit] Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäuße​rung; dieses Recht umfaßt die Frei​heit, Meinungen unangefochten an​zuhängen und Informationen und Ideen mit allen Verständigungsmit​teln ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu ver​breiten.
Art. 20 [Versammlungs- und Vereinsfreiheit]
1. Jeder Mensch hat das Recht auf

Versammlungs- u. Vereinigungs​freiheit zu friedlichen Zwecken. 2. Niemand  darf gezwungen wer​den, einer Vereinigung anzuge​hören.
Art. 21 [Allgemeines, gleiches Wahlrecht]
1. Jeder Mensch hat das Recht, an
der Leitung öffentlicher Angele​
genheiten seines Landes unmit​
telbar oder durch frei gewählte
Vertreter teilzunehmen.
2. Jeder Mensch hat unter gleichen
Bedingungen das Recht auf Zu​
lassung zu öffentlichen Ämtern
in seinem Lande.
3. Der Wüle des Volkes büdet die
Grundlage für die Autorität der
öffentlichen Gewalt; dieser Wille
muß durch periodische und un​
verfälschte Wahlen mit allgemei​
nem und gleichem Wahlrecht bei
geheimer Stimmabgabe oder in
einem gleichwertigen freien Wahl-
verfahren zum Ausdruck kom​
men.
Art. 22 [Soziale Sicherheit] Je​der Mensch hat als Mitglied der Ge​sellschaft Recht auf soziale Sicher​heit; er hat Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und in​ternationale Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der Organisation und der Hilfsmittel jedes Staates in den Genuß der für seine Würde und die freie Entwicklung seiner Persön​lichkeit unentbehrlichen wirtschaft​lichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen.
Art. 23 [Recht auf Arbeit und gleichen Lohn, Koalitionsfreiheit]
1. Jeder Mensch hat das Recht auf
Arbeit, auf freie Berufswahl, auf
angemessene und befriedigende
Arbeitsbedingungen   sowie   auf
Schutz gegen Arbeitslosigkeit.
2. Alle Menschen haben ohne jede
unterschiedliche Behandlung das
Recht  auf gleichen   Lohn  für
gleiche Arbeit.
3. Jeder Mensch, der arbeitet, hat
das Recht auf angemessene und
befriedigende   Entlohnung,   die
ihm und seiner Familie eine der
menschlichen Würde entsprechen​
de   Existenz  sichert  und   die,
wenn nötig, durch andere soziale

Schutzmaßnahmen zu ergänzen ist.
4. Jeder Mensch hat das Recht, zum Schütze seiner Interessen Berufsvereinigungen zu bilden und solchen beizutreten.
Art. 24 [Erholung und Freizeit]
Jeder Mensch hat Anspruch auf Er​holung und Freizeit sowie auf eine vernünftige Begrenzung der Arbeits​zeit und auf periodischen, bezahl​ten Urlaub.
Art. 25 [Soziale Betreuung]
1. Jeder Mensch hat Anspruch auf
eine   Lebenshaltung,   die   seine
und seiner Familie Gesundheit
und Wohlbefinden einschließlich
Nahrung,   Kleidung,  Wohnung,
ärztlicher   Betreuung   und   der
notwendigen Leistungen der so​
zialen Fürsorge gewährleistet; er
hat das Recht auf Sicherheit im
Falle von Arbeitslosigkeit, Krank​
heit,   Invalidität,   Verwitwung,
Alter  oder von  anderweitigem
Verlust  seiner Unterhaltsmittel
durch unverschuldete Umstände.
2. Mutter   und   Kind  haben   An​
spruch auf besondere Hilfe und
Unterstützung. Alle Kinder, ehe​
liche und uneheliche, genießen
den gleichen sozialen Schutz.
Art.  26 [Kulturelle Betreuung, Elternrecht]
1. Jeder Mensch hat Recht auf Bil​
dung. Der Unterricht muß we​
nigstens in den Elementar- und
Grundschulen unentgeltlich sein.
Der Elementarunterricht ist obli​
gatorisch. Fachlicher und beruf​
licher Unterricht soll allgemein
zugänglich sein; die höheren Stu​
dien sollen allen nach Maßgabe
ihrer Fähigkeiten und Leistun​
gen in gleicher Weise offenste​
hen.
2. Die Ausbildung soll die volle Ent​
faltung der menschlichen Persön​
lichkeit  und  die Stärkung der
Achtung    der   Menschenrechte
und Grundfreiheiten zum Ziele
haben. Sie soll Verständnis, Duld​
samkeit und Freundschaft zwi​
schen allen Nationen und allen
rassischen oder religiösen Grup​
pen fördern und die Tätigkeit
der Vereinten Nationen zur Auf-
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rechterhaltung des Friedens be​günstigen.
3. In erster Linie haben die Eltern das Recht, die Art der ihren Kin​dern zuteil werdenden Bildung zu bestimmen.
Art. 27 [Freiheit des Kulturle​bens]
1. Jeder Mensch hat das Recht, am
kulturellen Leben der Gemein​
schaft   frei   teilzunehmen, sich
der Künste zu erfreuen und am
wissenschaftlichen Fortschritt
und dessen Wohltaten teilzuha​
ben.
2. Jeder Mensch hat das Recht auf
Schutz der moralischen und ma​
teriellen Interessen, die sich aus
jeder wissenschaftlichen, literari​
schen  oder künstlerischen Pro​
duktion ergeben, deren Urheber
er ist.

Art. 28 [Angemessene Sozial-und Internationalordnung] Jeder Mensch hat Anspruch auf eine so​ziale und internationale Ordnung, in welcher die in der vorliegenden Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können.
Art. 29 [Gnmdpflichten]
1. Jeder Mensch hat Pflichten ge​
genüber der Gemeinschaft, in der
allein die freie und volle Ent​
wicklung   seiner  Persönlichkeit
möglich ist.
2. Jeder Mensch ist in Ausübung
seiner Rechte und Freiheiten nur
den  Beschränkungen unterwor​
fen, die das Gesetz ausschließlich
zu dem Zwecke vorsieht, um die
Anerkennung und Achtung der
Rechte und Freiheiten der ande-

ren zu gewährleisten und den ge​rechten Anforderungen der Mo​ral, der öffentlichen Ordnung und der allgemeinen Wohlfahrt in einer demokratischen Gesell​schaft zu genügen. 3. Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden.
Art.    30 [Auslegungsvorschrift]
Keine Bestimmung der vorliegenden Erklärung darf so ausgelegt werden, daß sich daraus für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht ergibt, eine Tätigkeit auszu​üben oder eine Handlung vorzuneh​men, welche auf die Vernichtung der in dieser Erklärung angeführten Rechte und Freiheiten abzielen.
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